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IDG-Status: öffentlich

459. «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit», Genehmigung und stadt-
weite Einführung.

1. Zweck der Vorlage
Das Beschaffungsleitbild der Stadt Zürich wurde, zusammen mit der
Beschaffungsstrategie der Stadt Zürich, am 28. November 2007 mit
StRB Nr. 1478/2007 genehmigt und für alle Departemente, Dienst-
abteilungen und Beschaffungsstellen für verbindlich erklärt.

Das Beschaffungsleitbild verpflichtet sich der Nachhaltigkeit. Die
bedeutende Position der Stadt Zürich im Beschaffungsmarkt soll
unter Berücksichtigung hoher ökonomischer, ökologischer und
sozialer Anforderungen sinnvoll genutzt werden. Am 30. November
2008 hiessen die Stimmberechtigten genau dieses Prinzip gut, indem
sie in der Gemeindeordnung einen Nachhaltigkeitsartikel verankert
haben.

Bezüglich der sozialen Dimension der Beschaffung bestehen heute
noch Lücken. Mit dieser Weisung sollen die Lücken geschlossen und
entsprechende Richtlinien als Ergänzung zum Beschaffungsleitbild
und zur Beschaffungsstrategie aufgestellt werden. Die «Richtlinie
Soziale Nachhaltigkeit» soll insbesondere auch dazu beitragen, dass
die Stadt Zürich keine Produkte einkauft, die unter bedenklichen
sozialen Bedingungen (z. B. ausbeuterische Kinderarbeit) hergestellt
wurden. Zudem sollen besonders soziale Produktionsformen nach
Möglichkeit gefördert werden. Sei dies in der Stadt Zürich durch die
Berücksichtigung von Angeboten der Arbeitsintegration oder sei
dies in Entwicklungsländern durch den Einkauf von Produkten aus
fairem Handel. Mit der «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» will der
Stadtrat die Beschaffung entsprechend den Grundsätzen der «Cor-
porate Social Responsibility» (CSR) ausrichten und damit die soziale
bzw. ethische Verantwortung beim Einkauf umfassender wahrneh-
men.

In den letzten drei Jahren sind diverse politische Vorstösse zu
Arbeitsbedingungen bei der Produktion und der Förderung von Pro-
dukten aus fairem Handel eingegangen bzw. beantwortet worden.
Mit der «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» soll ein Grossteil dieser
Fragen geklärt und die gestellten Forderungen, soweit sinnvoll,
erfüllt werden. Als Überblick sind hier die Vorstösse und deren
Inhalt nochmals aufgeführt:

Auszug
aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich

vom 17. März 2010

Aspekte

– Von welchen Lieferanten wurde die Züri-Uhr beschafft
und weshalb fiel die Wahl auf diesen Lieferanten?

– Von welchem bzw. welchen Unternehmen in welchen
Ländern wurde die Uhr und ihre wichtigsten Bestand-
teile produziert?

– Wurden bei der Produktion die Bestimmungen der
Kern-Übereinkommen der Internationalen Arbeitsor-
ganisation IAO eingehalten?

– Wurden bei Produktion und Vertrieb der Züri-Uhr die
Grundsätze der ökologischen Nachhaltigkeit berück-
sichtigt?
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Die Erarbeitung der «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» ist auch
Bestandteil des Legislaturschwerpunkts 4 «Nachhaltige Stadt Zürich
– auf dem Weg zur 2000-Watt-Gesellschaft» (LSP4), wo sie als Mass-
nahme im Themenfeld 5 «Umwelt- und gesundheitsbewusstes Han-
deln» aufgeführt ist. Auch im Masterplan Umwelt, der am 20. Juni
2008 mit StRB Nr. 720/2007 genehmigt wurde, wird im Sektor Be-
schaffung darauf verwiesen, dass bei den sozialen Aspekten der Be-
schaffung noch Standards zu definieren seien.
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Aspekte

– Wie gedenkt der Stadtrat die Postulate GR Nrn. 2008/
399 und 2008/400 umzusetzen?

– Wie beurteilt der Stadtrat den Umstand, dass der Präsi-
dent der grössten Stadt des Uhrenlandes Schweiz eine
chinesische Billiguhr als offizielles Werbegeschenk ver-
teilt?

– Zwingende Einhaltung der IAO-Kernarbeitsnormen
und nationale Gesetzgebung in den Herkunftsländern.

– Gezielte öffentliche Beschaffung von Produkten aus fai-
rem Handel.

– Gleichstellung von Mann und Frau.

– Einhaltung von Gesamtarbeitsverträgen, Normalar-
beitsverträgen und ähnlichen Abkommen.

– Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie die Regeln des
öffentlichen Beschaffungswesens dahingehend geändert
werden können, dass alle Lieferantinnen und Leistungs-
erbringerinnen vertraglich verpflichtet werden, bei der
Ausführung von Aufträgen die Bestimmungen der
Kern-Übereinkommen der Internationalen Arbeitsor-
ganisation IAO und der nationalen Gesetzgebung ein-
zuhalten.

– Dabei soll die Stadt Zürich auf dem eingeschlagenen
Weg weiterfahren und sich mit anderen öffentlichen
Verwaltungen auf lokaler, regionaler und kantonaler
Ebene vernetzen.

– Soweit Änderungen der kantonalen Submissionsver-
ordnung notwendig sind, wird der Stadtrat gebeten zu
prüfen, wie diese bewerkstelligt werden können.

– Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie die öffentliche
Verwaltung in ihrer Gesamtheit und insbesondere die
mit der öffentlichen Beschaffung betrauten Stellen über
die Möglichkeiten sozial, ökologisch und wirtschaftlich
nachhaltiger Beschaffung sowie der gezielten Berück-
sichtigung von Produkten aus fairem Handel informie-
ren und diesbezüglich sensibilisieren können.

– Insbesondere ist die Bevölkerung über die bereits prak-
tizierten, die beschlossenen sowie die in die Wege gelei-
teten Massnahmen zu informieren.

– Umwandlung Kaffee- und Teeangebot auf Fair Trade

– Weitere Produkte auf Fair Trade.

– Personalcafeterias bei Vertragserneuerung zum Bezug
von Produkten aus dem fairen Handel zu verpflichten

Antwort Stadtrat: Bemühungen im Rahmen Zkgg verstär-
ken, indem etwa eine einheitliche Strategie der städtischen
Verwaltung zur Berücksichtigung des Fair Trade bei städti-
schen Beschaffungen erarbeitet werden könnte.



2. Ausgangslage
Die Einhaltung von sozialen Aspekten bei Beschaffungen in der
Stadt Zürich wird erst punktuell eingefordert, und eine Überprüfung
erfolgt nur mittels Selbstdeklaration. Bei dieser Form müssen die
Anbietenden bestätigen, dass sie beispielsweise die geltenden Ar-
beitsschutzbestimmungen, die Arbeitsbedingungen (z. B. Gesamtar-
beitsverträge, Normalarbeitsverträge) und die Gleichbehandlung
von Frau und Mann einhalten. Bei der Ausschreibung zum «IT-
Arbeitsplatz 2008» wurde zudem verlangt, dass mindestens die
Kernübereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation
(IAO) eingehalten werden müssen. Allerdings gibt es derzeit keine
einheitliche Regelung der Anwendung von Selbstdeklarationen.
Eine Überprüfung, ob die Angaben der Selbstdeklaration zutreffen,
erfolgt nicht. Dies hat beispielsweise dazu geführt, dass die Stadt
Zürich in einem «Tages-Anzeiger»-Artikel vom 14.August 2008 kri-
tisiert wurde, nicht zu wissen, unter welchen Arbeitsbedingungen die
eingesetzten Natursteine aus China produziert wurden. Auch Pro-
dukte aus fairem Handel wurden bisher nicht systematisch, sondern
erst punktuell bezogen. Siehe dazu auch die Antwort des Stadtrates
vom 30. August 2006 auf eine schriftliche Anfrage (fairer Handel,
Bezug von Produkten durch die Stadtverwaltung; GR Nr. 2006/176).

3. Vernehmlassung
Der Stadtrat unterbreitete den Departementen und Dienstabteilun-
gen mit StRB Nr. 360/2009 den Entwurf für die Genehmigung und
stadtweite Einführung einer «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» zur
Stellungnahme bis 30.April 2009.Auf Anfrage verschiedener Depar-
temente und Dienstabteilungen wurde die Frist ein erstes Mal auf
den 29. Mai 2009 erstreckt und auf Anfrage eines Departements ein
zweites Mal auf den 15. Juni 2009. Insgesamt gingen 17 Stellungnah-
men ein, acht von den Departementen und neun von den Dienstab-
teilungen.

Grundsätzlich begrüssen alle Departemente und Dienstabteilungen,
dass die Stadt Zürich bei ihren Beschaffungen soziale Aspekte in
stärkerem Mass berücksichtigen will. Die Rückmeldungen zur Richt-
linie fielen mit einer Ausnahme insgesamt positiv aus. Zwei Depar-
temente und vier Dienstabteilungen stimmen der «Richtlinie Soziale
Nachhaltigkeit» im vorliegenden Wortlaut, ohne Änderungen zu. Ein
Departement übt generell Kritik an der «Richtlinie Soziale Nach-
haltigkeit» und beantragt, diese grundsätzlich zu überprüfen. Ein
weiteres Departement bemerkt, dass mit dieser Richtlinie der Regu-
lierungsgrad im Beschaffungswesen erneut hochgeschraubt wird. Die
restlichen Stellungnahmen enthalten einige wenige Bemerkungen
und Präzisierungen zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs
der Weisung «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» und zu den Beila-
gen (Allgemeine Geschäftsbedingungen der Stadt Zürich für die Be-
schaffung von Gütern; Verhaltenskodex für Vertragspartnerinnen/
-partner der Stadt Zürich; Firmenprofil/Selbstdeklaration).

Eine ausführliche Auswertung der Stellungnahmen sowie je eine Ver-
sion im Korrekturmodus der Beilagen (Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen der Stadt Zürich für die Beschaffung von Gütern; Verhal-
tenskodex für Vertragspartnerinnen/-partner der Stadt Zürich; Fir-
menprofil/Selbstdeklaration) liegen dieser Weisung als Aktenbeilage
bei.
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3.1 Entwurf der Weisung «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit»
Ein Departement beanstandet die zu starke Betonung der Arbeits-
schutznormen und befürchtet eine Verschlechterung der Zusam-
menarbeit mit den Anbietenden. Ein Departement sowie drei
Dienstabteilungen bemerken, dass der Einsatz bestehender AGB
weiterhin gestattet werden sollte. Die drei Dienstabteilungen jedoch
wollen sicherstellen, dass die «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit»
auch bei Einsatz der bestehenden AGB eingehalten werden. Diesen
Anmerkungen tragen die Punkte 4.1.3 Al. 2 sowie Ziff. 3 des Dispo-
sitivs in dieser Weisung Rechnung.

Die Sozialen Dienste regen an, dass neben den Angeboten der
Arbeitsintegration der Stadt Zürich, auch die von der Stadt Zürich
kontraktierten, privaten Teillohnbetriebe berücksichtigt werden soll-
ten. Dies wurde unter Punkt 4.2.1 ergänzt.

Ein Departement und zwei Dienstabteilungen erachten die Defini-
tion klarer Vorgaben für die Berücksichtigung von Produkten aus fai-
rem Handel als notwendig. Der Stadtrat bevorzugt in einer ersten
Phase die freiwillige Umsetzung ohne Zielvorgabe. Basierend auf
dieser Grundlage ist vom UGZ in Zusammenarbeit mit der Fach-
stelle Beschaffungskoordination ein Controlling aufzubauen. Es wird
Sache dieses Controllings sein aufzuzeigen, ob in einer zweiten Phase
Vorgaben notwendig sein werden.

3.2 Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) der Stadt Zürich für
die Beschaffung von Gütern
Zwei Departemente und eine Dienstabteilung erachten die AGB als
zu umfangreich, eine weitere Dienstabteilung als zu hart formuliert.
Ein Departement und eine Dienstabteilung haben diverse Bemer-
kungen und Präzisierungen zu den verschiedenen Bestimmungen der
AGB eingereicht. Diese wurden bei der Überarbeitung der AGB,
unter Einhaltung des Grundgedankens der «Richtlinie Soziale Nach-
haltigkeit», gebührend berücksichtigt.

3.3 Verhaltenskodex für Vertragspartnerinnen/-partner der Stadt
Zürich
Ein Departement findet das Dokument zu umfangreich. Ein anderes
Departement bezweifelt, dass die Einhaltung des Verhaltenskodex
genügend kontrolliert werden kann, befürwortet jedoch den Verhal-
tenskodex im Sinne eines Fernziels.

Ein Departement und eine Dienstabteilung haben einige wenige
Bemerkungen und Präzisierungen zu den einzelnen Bestimmungen
des Verhaltenskodexes eingereicht. Diese wurden bei der Überar-
beitung, unter Einhaltung des Grundgedankens der «Richtlinie
Soziale Nachhaltigkeit», gebührend berücksichtigt.

3.4 Firmenprofil/Selbstdeklaration
Ein Departement und eine Dienstabteilung erachten das Dokument
generell als zu umfangreich. Ein Departement erachtet das Doku-
ment je nach Verfahrensart als angemessen oder übertrieben. Diese
zwei Departemente und drei Dienstabteilungen haben einige wenige
Anpassungen zu den einzelnen Bestimmungen angebracht. Diesen
Einwänden wird durch den modularen Aufbau und die Anpassungs-
möglichkeiten an den jeweiligen Fall sowie durch einzelne Anpas-
sungen Rechnung getragen.

3.5 Überarbeitung der Richtlinie in der Arbeitsgruppe
In der Stadtratssitzung des 27. Oktober 2009 wurde diese Weisung
aufgrund diverser Differenzen bezüglich deren Inhalts zurückgezo-
gen.
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Die Fachstelle Beschaffungskoordination, welche diese Richtlinie
verfasst hat, erhielt den Auftrag eine Arbeitsgruppe zu formieren, in
welcher die kontroversen Themen besprochen und bereinigt werden
konnten.

Die Arbeitsgruppe setzte sich aus folgenden Mitgliedern zusammen:

– Stadtrat Robert Neukomm

– Stadtrat Martin Waser

– Stadtrat Martin Vollenwyder

– Dore Heim (Leiterin Fachstelle für Gleichstellung)

– Felix Christen (Departementssekretär, Hochbaudepartement)

– Martin Koller (Departementssekretär, Finanzdepartement)

– Markus Denzler (Abteilungsleiter Logistik, ewz/Fahrzeugkom-
mission)

– Marcel Schild (Leiter Beschaffung+Logistik, Tiefbauamt)

– Ivano Pernigo (Leiter Fachstelle Beschaffungskoordination)

– Beat von Felten (UGZ/Umweltschutzfachstelle)

Die entsprechenden Anpassungen wurden in diese geänderte Wei-
sung integriert.

4. Erläuterungen
Sozialverträglich beschaffen bedeutet, dass das Wohlbefinden aller
Individuen, welche im Rahmen der Lebenswegbetrachtung beteiligt
sind, gestärkt und die soziale Gerechtigkeit gefördert wird. Mit der
«Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» soll dies einerseits durch klare
Regelungen zur Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen bzw.
von Mindeststandards sowie andererseits durch die Förderung von
besonders sozialen Produktionsformen erreicht werden.

4.1 Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen bzw. von Mindest-
standards

4.1.1 Anforderungen durch das Gesetz
Als Voraussetzung zur Auftragserteilung muss – entsprechend § 8 der
Submissionsverordnung (SVO) – von den Vergabestellen vertraglich
sichergestellt werden, dass von den Anbietenden (und Dritten) die
geltenden Arbeitsschutzbestimmungen und Arbeitsbedingungen
sowie die Gleichbehandlung von Frau und Mann eingehalten werden
(z. B. gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit).

4.1.2 Abgestuftes Vorgehen mit Definition von Mindeststandards
Je nach Ort der Leistungserbringung (Schweiz,Ausland) können die
geltenden Arbeitsschutzbestimmungen und Arbeitsbedingungen
sowie das Verständnis für die Gleichbehandlung von Frau und Mann
unterschiedlich sein. Da die Stadt Zürich extreme soziale Missstände
bei der Produktion, z. B. ausbeuterische Kinderarbeit, nicht tolerie-
ren will, ist ein abgestuftes Vorgehen angezeigt:

– Für die Leistungen im Inland ist entsprechend § 8 SVO die Ein-
haltung der geltenden Arbeitsschutzbestimmungen und Arbeits-
bedingungen sowie die Gleichbehandlung von Frau und Mann
massgebend.

– Für die Leistungen im Ausland ist die Einhaltung der Gesetze und
Bestimmungen am Ort der Leistungserbringung, zumindest je-
doch die Einhaltung der Kernübereinkommen der Internationa-
len Arbeitsorganisation (IAO), massgebend.
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Zur Erläuterung sind die Kernübereinkommen der IAO nachfol-
gend aufgeführt:

– Nr. 29 vom 28. Juni 1930 über Zwangs- und Pflichtarbeit

– Nr. 87 vom 9. Juli 1948 über die Vereinigungsfreiheit und den
Schutz des Vereinigungsrechtes

– Nr. 98 vom 1. Juli 1949 über die Anwendung der Grundsätze des
Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen

– Nr. 100 vom 29. Juni 1951 über die Gleichheit des Entgelts männ-
licher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit

– Nr. 105 vom 25. Juni 1957 über die Abschaffung von Zwangsarbeit

– Nr. 111 vom 25. Juni 1958 über die Diskriminierung in Beschäfti-
gung und Beruf

– Nr. 138 vom 26. Juni 1973 über das Mindestalter für die Zulassung
zur Beschäftigung

– Nr. 182 vom 17. Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche
Massnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kin-
derarbeit

Dieses abgestufte Vorgehen ist auch auf Stufe Bund in der Revision
des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen vorge-
sehen und wurde von der Stadt Zürich in ihrer Vernehmlassungs-
stellungnahme an die Baudirektion des Kantons Zürich mit StRB Nr.
1210/2008 vom 1. Oktober 2008 begrüsst. Zusätzlich sieht die Stadt
Zürich vor, für spezifische Produktegruppen, welche einen erhöhten
Kontrollbedarf rechtfertigen, ergänzende Mindestanforderungen
bzw. -einschränkungen zu definieren.

4.1.3 Instrumente zur Umsetzung
Die Stadt Zürich sieht vor, ihre Vertragspartnerinnen/-partner zur
Einhaltung der oben genannten Anforderungen vertraglich zu ver-
pflichten. Dabei kommen folgende Instrumente zum Einsatz:

– Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) der Stadt Zürich für
die Beschaffung von Gütern: Es wurden neue AGB formuliert,
welche künftig für alle Beschaffungen von Gütern zu verwenden
sind und als Basis für den Abschluss von Vertragsbestimmungen
gelten.

– Werden andere branchenübliche schriftliche Vereinbarungen
oder bestehende AGB, wie z. B. AGB für Baudienstleistungen,
AGB der Schweiz. Informatikkonferenz usw. anstelle der AGB
der Stadt Zürich für die Beschaffung von Gütern eingesetzt, ist
unbedingt darauf zu achten, dass diese die «Richtlinie Soziale
Nachhaltigkeit» einhalten. Hierzu kann der Verhaltenskodex für
Vertragspartnerinnen/-partner der Stadt Zürich als Ergänzung zur
individuellen schriftlichen Vereinbarung verwendet werden.

– Verhaltenskodex für Vertragspartnerinnen/-partner der Stadt Zü-
rich: Bei Beschaffungen im «offenen/selektiven Verfahren» ist den
Anbietenden der «Verhaltenskodex für Vertragspartnerinnen/
-partner der Stadt Zürich» auszuhändigen und die Einhaltung per
Unterschrift einzufordern. Auf freiwilliger Basis kann der «Ver-
haltenskodex für Vertragspartnerinnen/-partner der Stadt Zürich»
auch bei den anderen Verfahren (freihändige Vergabe, Einla-
dungsverfahren) eingesetzt werden.
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– Firmenprofil/Selbstdeklaration: Bei Beschaffungen im «offenen/
selektiven Verfahren» ist den Anbietenden das «Firmenprofil/
Selbstdeklaration» auszuhändigen und ausgefüllt, begleitet von
den entsprechenden Angaben und Nachweisen, einzufordern.Auf
freiwilliger Basis kann das «Firmenprofil/Selbstdeklaration» auch
bei den anderen Verfahren (freihändige Vergabe, Einladungsver-
fahren) eingesetzt werden.

– Aufgrund der branchenspezifischen Situation wird dem Hoch-
baudepartement (HBD) zugestanden, seine bestehende «Selbst-
deklaration» weiter einzusetzen. Das HBD wird seine «Selbstde-
klaration» so ergänzen, dass die «Richtlinie Soziale Nachhaltig-
keit» eingehalten wird.

– Ergänzende Anforderungen: Für spezifische Produktegruppen
können ergänzende Anforderungen zur Anwendung kommen.
Diese ergänzenden Anforderungen werden im Sinne des Lead
Buyer-Konzepts von der Fachstelle Beschaffungskoordination in
Zusammenarbeit mit dem Umwelt- und Gesundheitsschutz Zü-
rich (UGZ) und den betroffenen Departementen und Dienstab-
teilungen erarbeitet. Die Verbindlichkeitserklärung bzw. Verab-
schiedung erfolgt durch das Beschaffungskernteam. Falls durch
die ergänzenden Anforderungen wesentliche Auswirkungen wie
Kostensteigerungen oder Angebotseinschränkungen abzusehen
sind, sind die ergänzenden Anforderungen dem Stadtrat zur Be-
schlussfassung vorzulegen.

Für die Kommunikation (intern/extern) und die Schulung der Be-
schaffungsverantwortlichen ist die Fachstelle Beschaffungskoordi-
nation zuständig.

4.1.4 Controlling
Gestützt auf § 39 und 40 SVO sind in den neuen AGB, dem Verhal-
tenskodex, dem Firmenprofil/Selbstdeklaration bzw. den ergänzen-
den Anforderungen für spezifische Produktgruppen Kontrollmög-
lichkeiten und Sanktionen vorgesehen. Das Controlling beschränkt
sich im Regelfall auf die Einhaltung der Mindestanforderungen
(IAO-Kernarbeitsnormen). Konkret werden die drei im Nachgang
aufgeführten Controlling-Stufen unterschieden:

– Selbstdeklaration und in begründeten Verdachtsfällen externes
Audit während der Vertragsdauer

– Einbringen von anerkannten Zertifikaten vor der Auftragsertei-
lung bei spezifischen Produktgruppen

– Überprüfung der Lohngleichheit von Frau und Mann

4.1.4.1 Einhaltung der IAO-Kernarbeitsnormen
Grundsätzlich werden die Lieferfirmen der Stadt Zürich mittels
Selbstdeklaration (Unterzeichnung des Verhaltenskodex für Ver-
tragspartnerinnen/-partner der Stadt Zürich und des Firmenprofils/
Selbstdeklaration) sowie Anerkennung der AGB verpflichtet, die
IAO-Kernarbeitsnormen einzuhalten. Während der Vertragsdauer
können im begründeten Verdachtsfall externe Audits verlangt wer-
den, welche von den Lieferanten bezahlt werden müssen. Der Ent-
scheid über ein allfälliges externes Audit sowie der Einbezug der Fer-
tigungsstufen oder Zulieferanten muss durch die Beschaffungsstelle
in Zusammenarbeit mit der Fachstelle Beschaffungskoordination ge-
fällt werden.
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4.1.4.2 Produktgruppen mit erhöhtem Kontrollbedarf
Für die spezifischen Produktgruppen mit erhöhtem Kontrollbedarf
(s. 4.1.3 Abs. 5) muss von den Anbietern bereits vor der Auftragser-
teilung ein international anerkanntes Zertifikat eingebracht werden,
welches die Einhaltung der Mindestanforderungen (IAO-Kernar-
beitsnormen) oder im begründeten Bedarfsfall weitergehende An-
forderungen nachweist oder mittels einem genau definierten Prozess
und Terminplan bald in Aussicht stellt. Als anerkannt gelten aus-
schliesslich Zertifikate, die von unabhängigen Drittparteien geprüft
werden bzw. in einen vergleichbaren Prüfprozess eingebunden sind.
Eine Liste von Zertifikaten, welche ohne weitere Abklärungen aner-
kannt werden, wird pro Produktgruppe von der Fachstelle Beschaf-
fungskoordination in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Beschaf-
fungsstellen und dem UGZ geführt.

4.1.4.3 Gleichstellung von Frau und Mann
Im Bereich der Gleichstellung von Frau und Mann gibt es für die
Leistungserbringung in der Schweiz mit Logib bereits ein Instru-
ment, welches mittels Daten der Lohnstrukturerhebung eine einfa-
che erste Überprüfung der Lohngleichheit in Unternehmen ermög-
licht. Mit diesem Instrument überprüft das eidgenössische Gleich-
stellungsbüro ab einer bestimmten Auftragsgrösse seit 2009 mittels
Stichproben die Einhaltung der Lohngleichheit bei den Lieferfirmen
und Dienstleistern des Bundes. Seit Januar 2010 läuft im Kanton
Bern ein Pilotprojekt, in welchem die Bau-, Verkehrs- und Energie-
direktion und das Kantonale Amt für Informatik und Organisation
das Instrument Logib testen. Sie verlangen von allen Unternehmen
mit mindestens 50 Mitarbeitenden und mindestens 20 Personen bei-
der Geschlechter bei Aufträgen ab Fr. 250 000.–, dass diese die Er-
gebnisse der Logib-Analyse ihren Unterlagen beilegen. Der Pilot-
versuch läuft bis Ende 2012. Basierend auf den Ergebnissen dieses
Pilotprojekts ist von der Fachstelle Beschaffungskoordination in Zu-
sammenarbeit mit der städtischen Fachstelle für Gleichstellung ein
Controlling aufzubauen.

4.2 Förderung von besonders sozialen Produktionsformen

4.2.1 Berücksichtigung von Angeboten der Arbeitsintegration
Mit einem Auftrag an die Arbeitsintegration der Stadt Zürich (SEB)
und den von der Stadt Zürich (SEB) kontraktierten privaten Anbie-
tern wird dazu beigetragen, dass Sozialhilfebeziehende beruflich und
sozial wieder in unsere Gesellschaft integriert werden können. Der
Stadtrat empfiehlt deshalb, bei einer Auftragsvergabe wenn immer
möglich zu prüfen, ob die Angebote der Arbeitsintegration der Stadt
Zürich bzw. der kontraktierten privaten Anbieter berücksichtigt wer-
den können.

Die Angebote der Arbeitsintegration der Stadt Zürich und der kon-
traktierten privaten Anbieter sind im Intranet über die Beschaf-
fungsinformationsplattform (Bip) abrufbar.

4.2.2 Förderung von Produkten aus dem fairen Handel

4.2.2.1 Ausgangslage
Am 30. August 2006 hat der Stadtrat eine schriftliche Anfrage zum
Thema fairer Handel beantwortet (GR Nr. 2006/176) und dabei die
Projektorganisation «Zürich kauft gut und günstig» (Zkgg) eingela-
den, ihm eine Strategie zur möglichst systematischen Berücksichti-
gung von Produkten aus fairem Handel zu unterbreiten. Am 7. Feb-
ruar 2007 hat der Stadtrat eine Motion in derselben Angelegenheit
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als Postulat entgegengenommen (GR Nr. 2006/392) und dabei be-
stätigt, dass eine solche Strategie erarbeitet werden könnte. Mit der
nachfolgenden Ausführung soll nun diesem Anliegen Rechnung ge-
tragen werden.

Wie schon bei der Beantwortung der schriftlichen Anfrage (GR Nr.
2006/176) aufgeführt, steht das Thema Fair Trade in engem Zusam-
menhang mit dem finanziellen Engagement der Stadt Zürich in der
klassischen Entwicklungs- bzw. Auslandshilfe (vgl. dazu Nachhaltig-
keitsbericht 2008, S. 62f.). Die Bezeichnung «fairer Handel» bzw.
«Fair Trade» wurde in der damaligen Antwort genauer definiert, die
hier nochmals kurz zusammengefasst wird. In einem weiteren Sinne
verstanden geht es bei «fairem Handel» um Handelspartnerschaften,
die auf Dialog, Transparenz und Respekt aufbauen und damit einen
Beitrag zu grösserer sozialer Gerechtigkeit im internationalen Han-
del leisten wollen. Erfasst sind grundsätzlich nur Produkte aus den
Kontinenten Afrika, Lateinamerika und Asien (d. h. insbesondere
aus Entwicklungsländern). Als Ansatzmöglichkeiten wurden zertifi-
zierte Soziallabels für Produkte, Sozialstandards oder -kodizes für
Unternehmen sowie Initiativen zum Ausschluss von ausbeuterischer
Kinderarbeit aufgeführt.

4.2.2.2 Zielsetzung
Bei der nachfolgenden Strategie geht es also nur um Produkte aus
fairem Handel, die der obigen Definition entsprechen. Damit die
Glaubwürdigkeit gewährleistet werden kann, wird sich die Strategie
auf Produkte beschränken, die nachweislich im Einklang mit der
Resolution über fairen Handel und Entwicklung des Europäischen
Parlaments (A6–0207/2006) hergestellt wurden. Dies sind z. B. Pro-
dukte mit einem Gütesiegel der Fair Trade Labelling Organisations
(FLO), welcher 21 nationale Zertifizierungsorganisationen ange-
hören. In der Schweiz sind dies die Max-Havelaar-Produkte, die
einen Marktanteil von 90 Prozent der vertriebenen Produkte aus fai-
rem Handel ausweisen.

Bei der Strategie zur Förderung von Produkten aus fairem Handel
will der Stadtrat nicht mit Zwang vorgehen, sondern auf freiwilliger
Basis die Verantwortlichen dazu motivieren, möglichst viele Pro-
dukte aus fairem Handel zu berücksichtigen und somit den Anteil
solcher Produkte zu steigern.

4.2.2.3 Massnahmen
Das Angebot an Produkten aus fairem Handel, die obige Anforde-
rungen erfüllen, ist relativ klein. Entsprechend dem Sortiment von
Max Havelaar gehören dazu:

Lebensmittel:

– Kaffee

– Tee

– Kakao/Schokolade

– Honig

– Zucker

– Frische Früchte (Bananen, Ananas, Avocados, Mangos)

– Trockenfrüchte (Para- und Cashewnüsse, Rosinen, Trocken-
ananas, Trockenmangos, Datteln)

– Reis

– Fruchtsäfte

– Sonstige Getränke (Eistee, Sirup, Nektar)
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Weitere Produkte:

– Baumwolle

– Blumen

– Sportbälle (Basketbälle, Fussbälle, Handbälle, Korbbälle, Rug-
bybälle, Volleybälle)

4.2.2.4 Konkrete Umsetzungsansätze
Folgende Ansätze sind empfehlenswert, die beispielhaft erläutert
werden:

– Die Personalcafeteria des GUD an der Walchestrasse 31/33 bietet
bereits heute nur noch Kaffee aus fairem Handel an und hat
zudem Tee, Fruchtsäfte und Bananen aus fairem Handel im Sor-
timent. Der Stadtrat empfiehlt, in allen Personalcafeterias mög-
lichst viele Produkte aus dem fairen Handel zu berücksichtigen.

– Das Sozialdepartement und das Tiefbau- und Entsorgungsdepar-
tement kaufen bereits heute verschiedentlich Rosen und andere
Blumen mit dem Max Havelaar Label. Der Stadtrat empfiehlt
generell, neben einheimischen Blumen möglichst auch Blumen
aus fairem Handel zu berücksichtigen.

– Im Textilbereich beschaffen Schutz und Rettung (Polizeidepar-
tement) und das Sozialdepartement bereits heute T-Shirts, die 
von einem Unternehmen mit dem strengen Zertifikat SA 8000 
(= Social Accountability 8000) hergestellt werden. Der Stadtrat
empfiehlt, Arbeitskleider generell möglichst aus fairem Handel
bzw. aus Produktionen mit hohen Sozialstandards einzukaufen.

– Für offizielle Werbegeschenke der Stadt Zürich empfiehlt der
Stadtrat künftig Produkte aus fairem Handel ins Sortiment auf-
zunehmen.

Weitere Projekte gemäss Max-Havelaar-Liste (siehe Punkt 4.2.2.3
Massnahmen), wie z. B. Sportbälle usw., werden laufend initiiert.

4.2.2.5 Kommunikation
Um den Bezug von Produkten aus fairem Handel weiter zu fördern,
wird die Fachstelle Beschaffungskoordination regelmässig zur The-
matik intern und extern kommunizieren.

4.2.2.6 Controlling
Im Rahmen des Beschaffungscontrollings werden neu, analog des
Monitorings zur nachhaltigen Entwicklung des Bundesamtes für Sta-
tistik, die Max-Havelaar-zertifizierten Produkte Bananen und Kaf-
fee erhoben sowie dem Stadtrat bezüglich dem Bezug von Produk-
ten aus fairem Handel in geeigneter Weise Bericht erstattet.

Auf den im Einvernehmen mit dem Vorsteher des Gesundheits- und
Umweltdepartements gestellten Antrag des Vorstehers des Finanz-
departements beschliesst der Stadtrat:

1. Die «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» wird genehmigt und für
alle Departemente und Dienstabteilungen als Bestandteil des Be-
schaffungsleitbildes und der Beschaffungsstrategie verbindlich er-
klärt. Sämtliche Beschaffungstätigkeiten sind gemäss der «Richt-
linie Soziale Nachhaltigkeit» auszuüben.

2. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) der Stadt Zürich
für die Beschaffung von Gütern (Beilage 1), der Verhaltenskodex
für Vertragspartnerinnen/-partner der Stadt Zürich (Beilage 2)
und das Firmenprofil/Selbstdeklaration (Beilage 3) werden ge-
nehmigt.
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3. Bei Verwendung von anderen branchenüblichen schriftlichen Ver-
einbarungen oder bestehenden AGB, wie z. B. AGB für Bau-
dienstleistungen,AGB der Schweizerischen Informatikkonferenz
usw. anstelle der AGB der Stadt Zürich für die Beschaffung von
Gütern, muss die «Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» eingehalten
werden. Hierzu kann der Verhaltenskodex für Vertragspartnerin-
nen/-partner der Stadt Zürich als Ergänzung zur individuellen
schriftlichen Vereinbarung verwendet werden.Aufgrund der bran-
chenspezifischen Situation wird dem HBD zugestanden, seine be-
stehende «Selbstdeklaration» weiter einzusetzen. Das HBD wird
seine «Selbstdeklaration» so ergänzen, dass die «Richtlinie Soziale
Nachhaltigkeit» eingehalten wird.

4. Die Erarbeitung und Umsetzung von ergänzenden Anforderun-
gen für spezifische Produktgruppen wird genehmigt.

5. Das Vorgehen für die Berücksichtigung von Angeboten der Ar-
beitsintegration gemäss den Erwägungen sowie für die Förderung
von Produkten aus fairem Handel wird genehmigt.

6. Die Fachstelle Beschaffungskoordination wird beauftragt, die
«Richtlinie Soziale Nachhaltigkeit» umzusetzen und den Depar-
tementen und Dienstabteilungen alle Unterlagen und Informa-
tionen in geeigneter Form zur Verfügung zu stellen.

7. Mitteilung je unter Beilagen an die Departementsvorstehenden
und Dienstabteilungen, den Stadtschreiber, den Rechtskonsulen-
ten und die Fachstelle Beschaffungskoordination (10).

Für getreuen Auszug
der Stadtschreiber-Stellvertreter
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